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Zusammenfassende Erklärung  

gemäß § 6a Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 

Mit der zusammenfassenden Erklärung wird erläutert, wie die Umweltbelange und die Ergeb-
nisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in der Planung berücksichtigt wurden. 
 
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung befindet sich südwestlich der Ortslage 
Stelle der Gemeinde Stelle-Wittenwurth und nordwestlich der Gemeinde Weddingstedt im Be-
reich zwischen Bundesstraße B 5 und der Marschbahnstrecke Elmshorn - Westerland. Das Plange-
biet ist etwa 63 ha groß. Im Norden grenzt ein in der Teilfortschreibung des Regionalplans aus-
gewiesenes Vorranggebiet von ca. 86 ha Größe an, in dem bereits sieben Windenergieanlagen 
bestehen.  
Das Plangebiet besteht aus Acker- und Grünlandflächen mit dazwischen liegenden, für die 
Marsch typischen Entwässerungsgräben sowie Wirtschaftswegen. Westlich, südlich und östlich 
des Plangebiets liegen einzelne Hofstellen und Streubebauung. Von der Wohnbebauung wird ent-
sprechender Abstand eingehalten. Die Ortslagen Stelle und Weddingstedt liegen ca. 0,8 bzw. 1 
km nordöstlich und südöstlich des Plangebiets. In kürzester Entfernung ca. 0,5 km nordwestlich – 
jenseits der B 5 - liegt das Naturschutzgebiet „Weißes Moor“, ca. 0,2 km südlich des Plangebiets 
liegt die denkmalgeschützte Ringwallanlage Stellerburg. 
 
Ziel der Bauleitplanung ist es, die Planungsgrundlage für die Errichtung von Windenergieanlagen 
(WEA) zu schaffen, um diese Nutzung auf geeignete Flächen zu lenken. Vorhabenträger ist eine 
örtliche Bürgerwindparkgesellschaft, die einen Windpark in der Fläche umsetzen bzw. den be-
stehenden Windpark erweitern will. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplans muss geprüft werden, ob Konflikte mit anderen Belan-
gen der Flächenausweisung grundsätzlich entgegenstehen, so dass sie nicht umsetzbar wäre. Die 
tatsächlichen Auswirkungen der einzelnen WEA können dabei auf dieser Ebene noch nicht konk-
ret beurteilt werden, da sie von Art, Größe und Standort der einzelnen Anlagen abhängen, die 
erst in nachfolgenden Verfahren festgelegt werden. Daher müssen einige Untersuchungen und 
Maßnahmen auf die Genehmigungsebene verlagert werden. 
Die Umweltbelange wurden insbesondere im Rahmen der Standortprüfung berücksichtigt, indem 
die Betroffenheit zahlreicher umweltbezogener Kriterien, die auch in der raumordnerischen Be-
urteilung zur Anwendung kommen, in Bezug auf das Plangebiet geprüft wurden, darunter 
Schutzgebietsausweisungen, Flächen für den Landschaftsschutz und den Biotopverbund oder 
auch artenschutzrechtliche Belange, z.B. bezüglich kollisionsgefährdeten Vögeln. Hinzu kam 
eine Standortalternativenprüfung anderer Windenergiepotentialflächen in der Umgebung der 
Gemeinde. Dabei wurde festgestellt, dass die Alternativflächen voraussichtlich bezüglich mögli-
cher Auswirkungen und Konflikte nicht besser für das Planungsziel geeignet sind als das Plange-
biet.  
Im Norden reicht ein schützenswertes Geotop in den Geltungsbereich hinein, die Überschnei-
dung beträgt ca. 1 % der Geotopfläche. Da zudem durch die geplanten Vorhaben nur punktuell in 
die Bodenstrukturen eingegriffen wird, werden hier keine wesentlichen schädlichen Auswirkun-
gen gesehen, die der Planung entgegenstehen. 
Wie oben beschrieben, liegt südlich des Plangebiets die denkmalgeschützte Ringwallanlage Stel-
lerburg. Hier wurde im Planverfahren der Geltungsbereich vorsorglich um 200 m zurückgezogen. 
Aufgrund der tatsächlichen Sichtbeziehungen reicht dies aus, um Auswirkungen zu vermeiden, 
die der Umsetzung der Planung in jedem Fall entgegenstehen würden. Die weitere Beurteilung 
hängt von konkreten Standorten bzw. Größen der WEA ab und muss deshalb auf die nachfol-
gende Genehmigungsebene verschoben werden. 
Innerhalb des Plangebiets liegen teilweise Biotopverbundflächen entlang der Wasserläufe Ru-
thenstrom und Brandstrom. Der Ruthenstrom an der Grenze des Geltungsbereichs ist außerdem 
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Teil des Gewässernetzes, dass als Flussgebietseinheit Eider der Bewirtschaftung nach Wasserrah-
menrichtlinie unterfällt. Als weitgehend künstliche Grabengewässer beschränken sich die jewei-
ligen Korridore auf die unmittelbar angrenzenden Flächen, so dass wesentliche negative Auswir-
kungen durch WEA, die ohnehin einen ausreichenden Abstand zu Gewässern einhalten müssen, 
nicht zu erwarten sind. Konkrete Auswirkungen, z.B. Überfahrten für Zuwegungen, können erst 
auf der nachfolgenden Genehmigungsebene anhand der genauen Anlagenstandorte beurteilt, 
vermieden oder ausgeglichen werden.  
Im Plangebiet vorhandene gesetzlich geschützte Klein- und Kleinstbiotope haben eine so geringe 
Größe, dass die Errichtung von WEA dazwischen möglich ist. Deshalb können sie im Geltungsbe-
reich verbleiben und auf der nachfolgenden Genehmigungsebene bei der Standortfindung der 
einzelnen WEA berücksichtigt werden.  
Außerdem sind auf der Genehmigungsebene weitere Maßnahmen zur Vermeidung von Tötungen 
und Verletzungen bestimmter Vogel- und Fledermausarten festzulegen. Dies steht nicht in 
grundsätzlichem Konflikt zur geplanten Windenergienutzung. 
 
In der Veröffentlichung der Planunterlagen wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
In der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurden teilweise Hinweise abgegeben, die 
Bezüge zu fachrechtlichen Rahmenbedingungen oder Vorgaben für die nachfolgenden 
Planungsebenen betreffen (z.B. zu Richtfunktrassen, Abstände zu bestehenden Leitungen, der 
Nutzung von Erschließungsstraßen und zu Gewässern in und am Plangebiet). Diese wurden, 
soweit im Rahmen des Bauleitplanverfahrens möglich, in den Planunterlagen dargestellt.  
Bezüglich der Inhalte der Bauleitplanung sind Stellungnahmen wie folgt (verkürzt zusammenge-
fasst) in die planerische Abwägung eingeflossen: 

- Archäologisches Landesamt: Aufgrund der Planung von WEA in der Nähe des Denkmals 
Stellerburg wird eine Beeinträchtigung der Umgebung eines Kulturdenkmals gesehen. Es 
wird gefordert, die Grenze des Geltungsbereichs auf 500 m Abstand zum Denkmal zurück-
zunehmen. 
Abwägung: Es wurden vor Ort die konkreten Sichtlinien auf das Denkmal geprüft, die be-
einträchtigt werden könnten. Die wesentliche Auswirkung besteht durch den Blick aus Sü-
den, von dem aus WEA im Hintergrund des Denkmals dieses überragen und dominieren 
könnten. Aufgrund des relativ beschränkten Sichtausschnitts hängt eine solche Beein-
trächtigung vom konkreten Standort und der Größe der WEA ab. Der Stellungnahme wurde 
insoweit gefolgt, dass die Plangebietsgrenze um 200 m zurückgezogen wurde (was auch 
dem Abstand des Regionalplanentwurfs zur Wind-Vorrangfläche entspricht). In diesem 
Nahbereich sind Beeinträchtigungen so wahrscheinlich, dass hier eine Errichtung von WEA 
ausgeschlossen werden soll. Die Auswirkungen von WEA in weiterer Entfernung können 
erst auf der nachfolgenden Genehmigungsebene beurteilt werden. Hier erscheint aber 
eine Umsetzung zumindest nicht ausgeschlossen, so dass die Flächendarstellung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplans bestehen bleibt. 

- Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.: Es werden Konflikte mit dem Arten-
schutz bezüglich von Brutvögeln, Fledermäusen sowie Zugvögeln gesehen, außerdem eine 
zu starke Belastung des Landschaftsbilds sowie Beeinträchtigungen von Schutzgebieten in 
der Umgebung, so dass die Planung abgelehnt wird. 
Abwägung: Die Artenschutzbelange wurden in einem Fachbeitrag zur Planung untersucht. 
Im Ergebnis stehen sie der Planung nicht entgegen. Gegebenenfalls notwendige Maßnah-
men für einzelne Anlagen, die auf der Genehmigungsebene festgelegt werden müssen, 
bleiben davon unberührt. Ebenso muss auf der Genehmigungsebene der jeweilige Eingriff 
in das Landschaftsbild und die notwendige Kompensation ermittelt werden. Auch dies 
steht der Planung jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 

- Kreis Dithmarschen – Untere Wasserbehörde: Es werden fehlende Angaben zu konkreten 
Auswirkungen auf Gewässer im und am Plangebiet angemerkt und auf die Schutzwürdig-
keit von Gewässern bzw. die Genehmigungsnotwendigkeit für Eingriffe hingewiesen. 
Abwägung: Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung stehen die Belange der 
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vorgesehenen Flächenausweisung nicht grundsätzlich entgegen. Konkrete Auswirkungen, 
z.B. in Form von zusätzlichen Überfahrten für Zuwegungen, können erst auf der nachfol-
genden Genehmigungsebene betrachtet werden. Dort stehen genügend Möglichkeiten zur 
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich von Eingriffen zur Verfügung. 
 

Darüber hinaus gab es lediglich redaktionelle Anregungen, die berücksichtigt wurden. 
 
 
 
 


